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Information 
 
Übernahme uneinbringlicher Kosten für stationäre medizinische Notfallbehandlungen und an-
schliessender Repatriierungskosten durch die Sozialhilfe 
 

 Einleitung 

Die folgenden Erläuterungen dienen der Klärung von Fragen zur Zuständigkeit der Sozialdienste 
bezüglich der Unterstützung bedürftiger Personen im Zusammenhang mit der Kostenpflicht für 
Leistungen von Spitälern und Kliniken (im Folgenden medizinische Leistungserbringer) für bedürf-
tige Personen. Die Erläuterungen stützen sich insbesondere auf Artikel 57l des Sozialhilfegeset-
zes1 und auf die Artikel 8h1 und 8h2 der Sozialhilfeverordnung2. Diese drei Artikel definieren, unter 
welchen Voraussetzungen die sozialhilferechtlich zuständige Gemeinde auf Gesuch eines Leis-
tungserbringers hin eine Kostengutsprache erteilen kann. Artikel 57l SHG und damit auch die diese 
Gesetzesbestimmung konkretisierenden Artikel 8h1 und 8h2 SHV gelten ausschliesslich für Per-
sonen ohne Wohnsitz in der Schweiz.3 Nur für diese Personen ohne Wohnsitz in der Schweiz be-
steht somit die Möglichkeit, dass die Leistungserbringer beim Sozialdienst ein Gesuch stellen dür-
fen. In allen anderen Fällen wird das Verfahren zur Gewährung der Sozialhilfe in der Regel auf 
Gesuch der bedürftigen Person hin und in Ausnahmefällen von Amtes wegen eröffnet. 

Die Gemeinden bzw. ihre Sozialdienste sind zuständig, in Anwendung der Sozialhilfegesetzgebung 
darüber zu entscheiden, ob und in welchem Umfang Personen Anspruch auf Bezahlung von me-
dizinischen Behandlungs- und Repatriierungskosten durch die sozialhilfepflichtige Gemeinde ha-
ben. 

 

 Zuständigkeit für die Übernahme medizinischer Leistungen für bedürftige Personen 

Die Gewährung der Sozialhilfe an bedürftige Personen mit Aufenthalt im Kanton Bern obliegt 
grundsätzlich4 der Gemeinde, in der die Person ihren Unterstützungswohnsitz gemäss ZUG5 

                                                           
1 Gesetz vom 11. Juni 2001 über die öffentliche Sozialhilfe (Sozialhilfegesetz, SHG; BSG 860.1) 
2 Verordnung vom 24. Oktober 2001 über die öffentliche Sozialhilfe (Sozialhilfeverordnung, SHV; BSG 860.111) 
3 Art. 57l Abs. 1 Bst. c SHG 
4 Kantonale Zuständigkeiten für die Sozialhilfe können sich aufgrund der geltenden Gesetzgebung im Asylbereich und 
im Bereich des Justizvollzugs ergeben. Die interkantonale Zuständigkeit richtet sich nach dem Bundesgesetz vom 24. 
Juni 1977 über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger (Zuständigkeitsgesetz, ZUG; SR 851.1) 
5 Bundesgesetz vom 24. Juni 1977 über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger (Zuständigkeitsgesetz, 
ZUG; SR 851.1) 
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hat.6 Besteht kein Unterstützungswohnsitz im Kanton Bern oder ist eine Person ausserhalb ihres 
Unterstützungswohnsitzes auf sofortige Hilfe angewiesen, liegt die Sozialhilfezuständigkeit aus-
nahmsweise bei der Aufenthaltsgemeinde.7 

Als Aufenthaltsgemeinde gilt diejenige Gemeinde, in der die Bedürftigkeit aufgetreten ist.8 Die 
Aufenthaltsgemeinde bleibt so lange zuständig, bis ein Wohnsitz oder ein neuer Aufenthalt begrün-
det wird oder bis die Wohnsitzgemeinde Hilfe zu gewähren imstande ist.9 Zu berücksichtigen ist, 
dass die Unterbringung in einer Anstalt, in einem Heim oder in einem Spital in der Regel keinen 
neuen Aufenthalt begründet.10 Durch diese Regelung werden die Standortgemeinden von Spitä-
lern, Anstalten und Heimen nicht übermässig belastet. 

In der Regel muss die Person selber gegenüber dem Unterstützungswohnsitz Ansprüche auf Ver-
gütung der ihr durch die medizinische Behandlung entstandenen Kosten geltend machen; dies 
unter Nachweis ihrer Bedürftigkeit.  Davon gibt es aber nun eine Ausnahme: Auch Listenspitäler 
und Listengeburtshäuser11 im Kanton Bern können bei Vorliegen von ausserordentlichen und un-
einbringlichen Kosten gestützt auf Artikel 57l SHG in Verbindung mit Artikel 8h1 und 8h2 SHV ein 
Gesuch um Kostengutsprache für die medizinischen Notfallkosten einreichen, vgl. dazu nachfol-
gende Ziffer 3. 

 

 Voraussetzungen für Kostenübernahme  

Personen ohne Schweizer Wohnsitz, die in der Schweiz in Not geraten, werden vom Aufenthalts-
kanton mit Hilfe in Notlagen unterstützt.12,13Zudem regelt Artikel  57l SHG: 

Art.  57l SHG 

1 Die zuständige Gemeinde kann auf Gesuch eines Leistungserbringers hin eine Kostengutsprache 
erteilen, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

a beim Leistungserbringer handelt es sich um ein im Kanton gelegenes Listenspital oder Listen-
geburtshaus, 

b es handelt sich um uneinbringliche Kosten für medizinische Notfallbehandlungen und an-
schliessende Repatriierungskosten, 

c die behandelte Person hat keinen Wohnsitz in der Schweiz und der Kanton Bern ist zuständig 
gemäss ZUG, 

d es liegt ein ausserordentlicher Fall vor. 
 

2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten durch Verordnung. 
3 Er legt insbesondere fest, wann ein ausserordentlicher Fall vorliegt und kann die Anzahl der Leis-
tungserbringer, die eine Kostengutsprache nach Absatz 1 einholen können, beschränken. 

 
Wie in diesem Artikel 57l Abätze 2 und 3 SHG verlangt, regelt der Regierungsrat in der SHV die aus-
serordentlichen Fälle (Art. 8h1 SHV) und das Gesuch um Kostengutsprache (Art. 8h2 SHV): 
 

Art. 8h1 SHV (ausserordentlicher Fall) 
1 Ein ausserordentlicher Fall liegt vor, wenn ein medizinischer Notfall sofort eine Behandlung im 
Rahmen eines stationären Aufenthalts nach Artikel 3 der eidgenössischen Verordnung vom 3. Juli 
2002 über die Kostenermittlung und die Leistungserfassung durch Spitäler, Geburtshäuser und 
Pflegeheime in der Krankenversicherung (VKL)14 bei einem Leistungserbringer nach Artikel 57l 
Absatz 1 SHG erfordert.  

2 Eine Behandlung ist sofort erforderlich, wenn mit einer Erstversorgung ein akuter lebensbedrohli-
cher Zustand zu beseitigen ist, um die betroffene Person danach in den Wohn- oder Heimatstaat 
zu verlegen. 

                                                           
6 Art. 46 Abs. 1 SHG 
7 Art. 46 Abs. 2 SHG 
8 Art. 12 Abs. 1 SHV 
9 Art. 12 Abs. 2 SHV 
10 Art. 5 ZUG, Art. 46 Abs. 2a SHG und Art. 12 Abs. 2 SHV 
11 Spitallisten (Gesundheit) Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion - Kanton Bern 
12 Dies kann auch Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer ohne Schweizer Wohnsitz betreffen, die sich vo-
rübergehend in der Schweiz aufhalten. 
13 Art. 13 Abs. 1 und 21 Abs. 1 ZUG 
14 SR 832.104 

https://www.gef.be.ch/gef/de/index/gesundheit/gesundheit/spitalversorgung/spitaeler/spitalliste.html
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Eine medizinische Notfallbehandlung15 beinhaltet nur die Beseitigung von akuten lebensbedroh-
lichen Zuständen und Massnahmen zur Erstversorgung, bis die Reisefähigkeit zur Verlegung in 
den Wohn- bzw. Heimatstaat gegeben ist (vgl. auch den oben erwähnten Artikel 8h1 Absatz 2 
SHV). Ein länger als notwendig dauernder Aufenthalt ist nicht als Notfallbehandlung zu qualifizieren 
und entsprechend nicht durch die Sozialhilfe zu übernehmen. 

Art. 8h2 SHV (Gesuch um Kostengutsprache) 
1 Der Leistungserbringer hat das Gesuch um Kostengutsprache mit den vom AIS zur Verfügung ge-
stellten amtlichen Formularen beim zuständigen Sozialdienst einzureichen.  

2 Einzureichen sind alle zur Beurteilung des Gesuchs erforderlichen Beilagen, insbesondere 

a ärztlicher Bericht, der die in Rechnung gestellte Behandlung als Notfallbehandlung qualifiziert, 
b Belege über erfolgte Teilzahlungen, 
c Belege über die Uneinbringlichkeit der Kosten, insbesondere über erfolglose Inkassobemühun-

gen.   
 

Dieser in Artikel 8h2 SHV erwähnte grobe Ablauf wird in nachfolgender Ziffer 4 erläutert. 

 

 Ablauf 

Im Umgang mit solchen Fällen medizinischer Notfallkosten bei Personen ohne Wohnsitz in der 
Schweiz soll den Sozialdiensten der unten aufgezeigte Ablauf als Handlungsanleitung dienen. Es 
ist in solchen Fällen normalerweise nicht möglich, die Bedürftigkeit gemäss SHG vor Eintritt des 
Notfalls festzustellen, weswegen die Bedürftigkeit im Nachhinein abgeklärt werden muss. Beim 
untenstehenden Ablauf wird der Möglichkeit Rechnung getragen, dass medizinische Leistungser-
bringer eine vorsorgliche Anmeldung bei den Sozialdiensten einreichen. Dies wird jedoch nicht bei 
allen medizinischen Leistungserbringern der Fall sein. Handlungsschritt 1 kann deshalb auch weg-
fallen. Die Anwendung der weiteren Handlungsschritte wird bei der Prüfung der Übernahme medi-
zinischer Notfallkosten hingegen stets empfohlen. Dabei sind die im Anhang zur Verfügung gestell-
ten Formulare zu verwenden. 

Handlungsschritt Verantwortlichkeit 

1. Nachdem eine erste summarische Prüfung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit durchgeführt wurde und wenn Hinweise auf 
eine materielle Bedürftigkeit vorliegen, meldet der medizinische 
Leistungserbringer die betroffene Person bei Eintritt in die medi-
zinische Institution vorsorglich beim Sozialdienst des Unterstüt-
zungswohnsitzes an.  

Relevantes Dokument: Vorsorgliche Anmeldung  

Medizinischer 
Leistungserbringer 

2. Der medizinische Leistungserbringer tätigt alle Bemühungen und 
Abklärungen zur Deckung der Kosten (z.B. Rechnungsversand 
und Mahnungen, Depotzahlungen, Sozial- und Reiseversicherun-
gen, Garantieerklärungen Dritter, Verwandtenunterstützung, in-
ternationales Inkasso etc.). 

Medizinischer 
Leistungserbringer 

3. Meldet ein medizinischer Leistungserbringer einem Sozialdienst 
eine Person, die notfallmässig behandelt werden musste und bei 
welcher Hinweise auf eine materielle Bedürftigkeit vorliegen, prüft 
der Sozialdienst seine Zuständigkeit aufgrund des Zuständig-
keitsgesetzes (ZUG) und des Sozialhilfegesetzes (SHG).  

Sozialdienst des Unter-
stützungswohnsitzes  

4. Der Sozialdienst meldet dem medizinischen Leistungserbringer, 
ob die Zuständigkeit gegeben ist oder nicht. 

Sozialdienst des Unter-
stützungswohnsitzes  

5. Bei nachweislicher und dokumentierter Uneinbringlichkeit der 
Notfallkosten reicht der medizinische Leistungserbringer ein Ge-

Medizinischer 
Leistungserbringer 

                                                           
15 Definition gemäss SKOS Merkblatt „Medizinische Nothilfe/Finanzierungsfragen bei Touristinnen und Touristen und 
Durchreisenden“ 
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such um subsidiäre Kostengutsprache (mit den Belegdokumen-
ten der Notfalleigenschaft und Uneinbringlichkeit) beim Sozial-
dienst des Unterstützungswohnsitzes ein. 

Relevante Dokumente:  

 SKOS-Merkblatt «Medizinische Nothilfe/Finanzierungsfragen 
bei Touristinnen und Touristen und Durchreisenden» 

 Gesuch um subsidiäre Kostengutsprache inkl. Belegdoku-
mente der Uneinbringlichkeit der Notfallkosten 

6. Der Sozialdienst des Unterstützungswohnsitzes prüft das Gesuch 
aufgrund der eingereichten Dokumente und aufgrund der gelten-
den Rechtsgrundlagen (insb. Art. 57l SHG i.V.m. Art. 8h1 und 8h2 
SHV). 

Sozialdienst des Unter-
stützungswohnsitzes  

7. Ist die Bedürftigkeit gegeben, leistet der Sozialdienst des Unter-
stützungswohnsitzes gegenüber dem medizinischen Leistungser-
bringer subsidiäre Kostengutsprache und überweist ihm den Be-
trag. Soweit der Sozialdienst das nach Artikel 57l Absatz 1 SHG 
gestellte Gesuch des Leistungserbringers ablehnt, eröffnet der 
Sozialdienst dies dem Leistungserbringer in Form einer beim Re-
gierungsstatthalteramt anfechtbaren Verfügung.  

Sozialdienst des Unter-
stützungswohnsitzes  

8. Der Sozialdienst des Unterstützungswohnsitzes gibt die Kosten 
im Umfang der erteilten subsidiären Kostengutsprache in den 
Lastenausgleich Soziales ein. 

Sozialdienst des Unter-
stützungswohnsitzes  

Ausführungen zu einzelnen Handlungsschritten: 

Zu Handlungsschritt 5: Kosten für medizinische Notfallbehandlungen und gegebenenfalls für eine 
anschliessende Rückreise sind als uneinbringlich einzuordnen, wenn dies sowie die Notfalleigen-
schaft dokumentiert nachgewiesen wird. Der medizinische Leistungserbringer muss dazu Belege 
einreichen, welche die erfolglosen Abklärungen zur Kostendeckung belegen. 

Art. 8h2 SHV nennt als erforderliche Belegdokumente insbesondere einen ärztlichen Bericht, der 
die in Rechnung gestellte Behandlung als Notfallbehandlung im Sinne von Art. 8h1 SHV qualifiziert, 
sowie Belege über erfolgte Teilzahlungen und auch Belege über die Uneinbringlichkeit der Kosten, 
insbesondere über erfolglose Inkassobemühungen. Besteht eine Garantie durch Drittpersonen mit 
Wohnsitz in der Schweiz, z.B. die Angehörigen oder Bekannten der betroffenen Person, gelten die 
Kosten beim Vorliegen dreier Verlustscheine als uneinbringlich. Es ist darauf zu achten, dass der 
aktuelle Verlustschein vom medizinischen Leistungserbringer auf den zuständigen Sozialdienst 
überschrieben wurde. 

Wenn die materielle Bedürftigkeit nicht restlos geklärt werden kann, trägt der medizinische Leis-
tungserbringer das Risiko. Die mit den Inkassobemühungen anfallenden Kosten werden ebenfalls 
vollumfänglich vom medizinischen Leistungserbringer getragen. 

 
Zu Handlungsschritt 8: Zur Eingabe der Kosten in den Lastenausgleich siehe Kapitel 5  

 

 Verbuchung im Lastenausgleich Sozialhilfe 

Die gemäss dieser BSIG übernommenen uneinbringlichen Notfallkosten sind lastenausgleichsbe-
rechtigt und werden von den Gemeinden in den Lastenausgleich Soziales eingegeben.16 

Uneinbringliche Notfallkosten, die gemäss Kapitel 3 dieser BSIG durch die Sozialhilfe übernommen 
werden, sind separat im revisionstechnischen Kontrollblatt Anhang 2e der Abrechnung für den Las-
tenausgleich Soziales auszuweisen. Dies, damit eine Kostenkontrolle möglich ist und es zu keinen 
Verzerrungen von allfälligen Statistiken und Benchmarks kommt. Aus diesen Gründen und da in 
der Regel ausschliesslich Aufwände für die medizinische Notfallbehandlung und gegebenenfalls 
für eine anschliessende Rückreise anfallen, sind für solche Fälle keine individuellen Sozialhilfedos-
siers zu eröffnen. Der Aufwand der Sozialdienste für solche Fälle wird mit einer Fallpauschale 
«wirtschaftliche Hilfe» entschädigt, ohne dass ein individuelles Sozialhilfedossier eröffnet wird. 

                                                           
16 Art. 80 Abs. 1 Bst. a SHG 
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 Keine Anwendung für bedürftige Personen mit Wohnsitz in der Schweiz 

Die Bestimmungen des Art. 57l SHG in Verbindung mit Art. 8h1 und 8h2 finden keine Anwendung 
für Personen mit Wohnsitz in der Schweiz. Die Übernahme von Kosten für eine angemessene 
Gesundheitsversorgung bedürftiger Personen mit Wohnsitz in der Schweiz wird in der Regel durch 
die obligatorische Krankenpflege- und/oder Unfallversicherung gewährleistet. Erfolgt die Rech-
nungsstellung gegenüber Personen, deren Behandlungskosten von einer Sozialversicherung über-
nommen werden, hat grundsätzlich der medizinische Leistungserbringer das Risiko der Unein-
bringlichkeit zu tragen. Das sozialhilfepflichtige Gemeinwesen hat dafür nicht aufzukommen, son-
dern vergütet den unterstützten Personen lediglich ausgewiesene Selbstbehalte und Franchisen. 

Begibt sich eine Person mit Wohnsitz im Kanton Bern, die über keine Krankenversicherung verfügt, 
notfallmässig in eine Klinik oder ein Spital, meldet der medizinische Leistungserbringer dem Amt 
für Sozialversicherungen (ASV) des Kantons Bern die versicherungspflichtige Person, damit das 
ASV die notwendigen Massnahmen zur Durchsetzung des Krankenversicherungsobligatoriums 
treffen kann.17 Ist die Person bedürftig, hat sie umgehend ein Gesuch um Gewährung wirtschaftli-
cher Sozialhilfe an den Sozialdienst des Unterstützungswohnsitzes einzureichen zur allfälligen De-
ckung von Selbstbehalten und Franchisen. Dies, weil durch die Sozialhilfe in der Regel keine Schul-
den übernommen werden.18 

Die vorliegende Information ersetzt die Information BSIG Nr. 8/860.1/8.1 vom 25. Juli 2019. 

Beilagen 
- Anhang 1: Formular Vorsorgliche Anmeldung: Medizinische Notfallbehandlung für eine Person ohne 

Wohnsitz in der Schweiz 
- Anhang 2: Formular Gesuch um subsidiäre Kostengutsprache: Medizinische Notfallbehandlung für 

eine Person ohne Wohnsitz in der Schweiz 

  

 DER DIREKTOR DER 
 GESUNDHEITS-, SOZIAL- UND 
 INTEGRATIONSDIREKTION: 

 Pierre Alain Schnegg, Regierungsrat 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Information geht zusätzlich an folgende Adressaten:  
 
- Regionale und Kommunale Sozialdienste 
- Regionale Partner 
- Berner Konferenz für Sozialhilfe, Kindes- und Erwachsenenschutz (BKSE) 
  

                                                           
17 Art. 5 Gesetz betreffend die Einführung der Bundesgesetze über die Kranken-, die Unfall- und die Militärversiche-
rung (EG KUMV; BSG 842.11) 
18 Art. 30 Abs. 4 SHG 
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Anhang 1 BSIG Nr. 8/860.1/8.1: Vorsorgliche Anmeldung 
Medizinische Notfallbehandlung für eine Person ohne Wohnsitz in der Schweiz 
(gestützt auf Art. 13 oder 21 des Zuständigkeitsgesetzes sowie Art. 46 Abs. 2 und 2a und Art. 57l des 
Sozialhilfegesetzes sowie Art. 8h1 und Art. 8h2 der Sozialhilfeverordnung des Kantons Bern) 
 

A   Medizinischer Leistungserbringer 

Adresse  

 

 

 

Ansprechperson Administration  

Telefonnummer, E-Mail  

Ansprechperson Medizin / Sozia-
les 

 

Telefonnummer, E-Mail  

   

B   Personalien Patient/-in 

Fall-/Patientennummer  

Name  

Vorname  

Geschlecht  

Geburtsdatum  

Nationalität  

Telefonnummer  

Mailadresse  

Adresse im Wohnsitzstaat 

(Anschrift, Strasse, PLZ, Ort, 
Land) 

 

 

 

 

Effektiver Aufenthaltsort in der 
Schweiz vor Einweisung 

 

 

 

 

Zeitpunkt und Ort des Unfalls / der 
Erkrankung 

 

Aufenthaltszweck in der Schweiz  

 

Aufenthalt in der Schweiz seit 
wann? 
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C   Behandlung 

Handelt es sich um eine Notfallbe-
handlung? 

 Ja       Unfall    Krankheit 

 Nein 

Art der Behandlung  ambulant    stationär 

Behandlungsdatum / Eintrittsda-
tum 

 

Name und Adresse der zuweisen-
den Stelle 

 

 

 

 Selbsteinweisung 

Zuweisung erfolgt aus  Kanton Bern    aus anderem Kanton/Land: 

 

 

   

D   Kostensituation 

 

 

 

 

 

 

 

 

   

E   Unterschrift und Beilagen  

Ort, Datum  

Unterschrift der/des bedürftigen 
Patientin/Patienten 

 

 

Unterschrift des medizinischen 
Leistungserbringers 

 

 

Notwendige Beilage (wenn vor-
handen): 

Notfallbeleg (Bericht zur Qualifizierung der in Rechnung 
gestellten Behandlung als Notfallbehandlung), unterschrie-
ben durch die behandelnde Ärztin / den behandelnden Arzt 

Bemerkungen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Übernahme uneinbringlicher Kosten für stationäre medizinische Notfallbehandlungen und anschliessender  
Repatriierungskosten durch die Sozialhilfe  Seite 8 – BSIG Nr. 8/860.1/8.1 

Bernische Systematische Information Gemeinden 12/2021 

Anhang 2 BSIG Nr. 8/860.1/8.1: Gesuch um subsidiäre Kostengutsprache 
Medizinische Notfallbehandlung für eine Person ohne Wohnsitz in der Schweiz 
(gestützt auf Art. 13 oder 21 des Zuständigkeitsgesetzes sowie Art. 46 Abs. 2 und 2a und Art. 57l des 
Sozialhilfegesetzes sowie Art. 8h1 und Art. 8h2 der Sozialhilfeverordnung des Kantons Bern) 
 

A   Medizinischer Leistungserbringer 

  

Adresse  

 

 

 

Ansprechperson Administration  

Telefonnummer, E-Mail  

Ansprechperson Medizin / Sozia-
les 

 

Telefonnummer, E-Mail  

  

B   Personalien 

  

1. Patient/Patientin 

Vorsorgliche Fallanmeldung er-
folgt? 

 ja, am ____________________ 

 nein 

Fall-/Patientennummer  

Name  

Vorname  

Geschlecht  

Geburtsdatum  

Nationalität  

Telefonnummer  

Mailadresse  

Adresse im Wohnsitzstaat 

(Anschrift, Strasse, PLZ, Ort, 
Land) 

 

 

 

 

Effektiver Aufenthaltsort in der 
Schweiz vor Einweisung 

 

 

 

 

Zeitpunkt und Ort des Unfalls / 
der Erkrankung 
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2. Ehepartner/Ehepartnerin oder eingetragener Partner/eingetragene Partnerin 

   

Name  

Vorname  

Geschlecht  

Telefonnummer  

Mailadresse  

Adresse im Wohnsitzstaat 

(Anschrift, Strasse, PLZ, Ort, 
Land) 

 

 

 

 

Aufenthaltsadresse in der 
Schweiz (falls Aufenthalt in der 
Schweiz) 

 

 

 

 

   

3. Weitere Angehörige/Bekannte des Gesuchstellers / der Gesuchstellerin 

   

Bezug zum Gesuchsteller / zur 
Gesuchstellerin 

 

Name/Vorname  

Telefonnummer  

Mailadresse  

Adresse 

 

 

 

 

 

   

Bezug zum Gesuchsteller / zur 
Gesuchstellerin 

 

Name/Vorname   

Telefonnummer  

Mailadresse  

Adresse  
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C   Behandlung 

Art der Behandlung  ambulant    stationär 

Behandlungsdatum / Eintrittsda-
tum 

 

(Voraussichtliches) Austrittsdatum  

 noch anwesend 

Behandlungsursache und Diag-
nose 

 Unfall    Krankheit 

 

 

 

 

 

   

D   Kostensicherung 

1. Identitätsfeststellung  ist erfolgt 

 ist nicht erfolgt, Grund:  

 

 

 

2. Depotzahlung ist erfolgt  Ja, Betrag: 

 

 

 Nein, Grund: 

 

 

 

3. Teilzahlung durch Gesuchstel-
ler/-in ist erfolgt 

 Ja, Betrag: 

 

 Nein, Grund: 

 

 

 

4. Krankenversicherung über-
nimmt Kosten 

 Ja, Betrag: 

 

 Nein, Grund: 
 

 

 

5. Unfallversicherung übernimmt 
Kosten 

 Ja, Betrag: 

 

 Nein, Grund: 
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6. Reiseversicherung übernimmt 
Kosten 

 Ja, Betrag: 

 

 Nein, Grund: 

 

 

 

7. Bei EU-/EFTA-Bürgern und 
Bürgerinnen: 

Kosten werden über Gemein-
same Einrichtung KVG übernom-
men 

 Ja, Betrag: 

 

 Nein, Grund: 

 

 

 

 

8. Folgende weitere Versicherun-
gen übernehmen Kosten: 

 

 

 

 

 

 

 

 Ja, Betrag/Beträge: 

 

 

 

 Nein, Grund: 

 

 

 

 

 

 

9. Zahlung aufgrund von Garan-
tieerklärungen Dritter ist er-
folgt 

 Ja, Betrag: 

 

 Nein 

10. Internationales Inkasso ist er-
folgt 

 Ja, erhaltener Betrag: 

 

 Ja, jedoch nicht erfolgreich aus folgenden Gründen: 

 

 

 

 

 Nein, Grund: 
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E   Betrag uneinbringliche Not-
fallkosten 

 

   

F   Unterschrift und Beilagen 

Ort, Datum  

Unterschrift des medizinischen 
Leistungserbringers 

 

 

Notwendige Beilagen: Belege gemäss Aufzählung 1-10 in Teil D 

Bemerkungen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


